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GERECHTIGKEIT GEHT ALLE AN  
EU-PARLAMENT WILL AMBITIONIERTES 
EU-LIEFERKETTENGESETZ 
Das EU-Parlament hat am 1. Juni über seine Verhandlungsposition zum EU-Lieferkettengesetz  
abgestimmt – nun beginnen die Trilog-Verhandlungen zwischen Kommission, Rat und EP. 

Mit dem EU-Lieferkettengesetz werden 

Unternehmen künftig verpflichtet, Verant-

wortung für Menschenrechte, Arbeitsrechte 

und die Umwelt in globalen Lieferketten zu 

übernehmen. Die Europäische Kommission 

hat Anfang 2022, nach einigen Verzögerun-

gen durch das Regulatory Scrutiny Board,1 

ihren Vorschlag2 präsentiert. Nachdem der 

Rat3 Ende letzten Jahres seine Position4 

festgelegt hat, fand am 1. Juni 2023 die Ab-

stimmung im EU-Parlament (EP) statt. Dabei 

hat es seine Verhandlungsposition5 mit 366 

zu 225 Stimmen bei 38 Enthaltungen ange-

nommen.6 

Es waren insgesamt neun EP-Ausschüsse 

mit dem EU-Lieferkettengesetz befasst. Der 

federführende Rechtsausschuss hat Ende 

April seinen Bericht7 (Berichterstatterin Lara 

Wolters, S&D) mit breiter Mehrheit (19 zu 3 

Stimmen bei 3 Enthaltungen) verabschiedet8 

und ambitionierte Regeln gefordert. Die Po-

sition des Rechtsausschusses wurde vom 

Plenum in weiten Teilen übernommen. 

Lobbying der Unternehmensverbände 
abgewehrt 

Unternehmensverbände haben im Vorfeld 

der Abstimmung intensives Lobbying betrie-

ben und wollten das Ergebnis monatelanger 

Verhandlungen im EP torpedieren. In letzter 

Minute wurden Änderungsanträge zur Ver-

wässerung der EP-Position eingebracht. 

Nach den Wünschen der Lobbyist:innen hät-

ten wichtige Punkte, wie Klimaschutz-Ver-

pflichtungen, die Haftung der Unternehmen 

und der Geltungsbereich des EU-Lieferket-

tengesetzes, abgeschwächt oder gestrichen 

werden sollen. Die Änderungsanträge9 fan-

den schlussendlich im EP keine Mehrheit. 

Die Reaktionen der Wirtschaftsseite auf das 

Abstimmungsergebnis lassen allerdings kei-

nen Zweifel daran aufkommen, dass weiter-

hin versucht werden wird, das EU-Lieferket-

tengesetz abzuschwächen. 

Wichtige Hürde überwunden  

Aus der Sicht von Gewerkschaften und 

NGOs ist das EU-Lieferkettengesetz ein Mei-

lenstein. Die Rechte von Arbeitnehmer:innen 

entlang globaler Lieferketten werden künftig 

besser geschützt. Gleichzeitig handelt es 

sich um eine wichtige Maßnahme für den 

Umwelt- und Klimaschutz. Angesichts der 

bevorstehenden EU-Wahlen 2024 herrscht 

großer Zeitdruck in den Verhandlungen. Mit 

der Abstimmung im EP wurde eine wichtige 

Hürde genommen. Inhaltlich bessert das EP 

gegenüber dem Vorschlag der Kommission 

und der Position des Rates deutlich nach. 

Das Abstimmungsergebnis ist als Erfolg für 

Menschenrechte, Umwelt- und Klimaschutz 

zu werten. 

Betroffene brauchen Beweislastumkehr 

Leider erfüllt die EP-Position nicht alle An-

forderungen10 an ein wirksames EU-Liefer-

kettengesetz. Betroffene, die wegen Men-

schenrechtsverletzungen oder Umweltschä-

den gegen Unternehmen vor Gericht ziehen, 
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Trilog: Verhandlungspositionen  
von Kommission, Rat und EP

EU-Kommission Rat 
Europäisches  
Parlament

Für wen soll das  
EU-Lieferketten-
gesetz gelten?

EU-Unternehmen  
mit mehr als 500  
Beschäftigten und  
150 Mio € Jahresumsatz

Nicht-EU-Unternehmen 
mit mehr als 150 Mio  € 
Jahresumsatz in EU

EU-Unternehmen  
mit mehr als 500  
Beschäftigten und  
150 Mio € Jahresumsatz

Nicht-EU-Unternehmen 
mit mehr als 150 Mio  € 
Jahresumsatz in EU

EU-Unternehmen  
mit mehr als 250  
Beschäftigten und  
40 Mio € Jahresumsatz 

Nicht-EU-Unternehmen 
mit mehr als 150 Mio  € 
Jahresumsatz weltweit, 
davon mehr als 40 Mio  €  
in EU

 èAb wann? 2 Jahre  
nach Inkrafttreten

4 Jahre  
nach Inkrafttreten

4 bzw. 5 Jahre  
nach Inkrafttreten

In Risikosektoren Unter-
nehmen mit mehr als 250 
Beschäftigten und  
40 Mio € Jahresumsatz

In Risikosektoren Unter-
nehmen mit mehr als 250 
Beschäftigten und  
40 Mio € Jahresumsatz

Entfällt 

 èAb wann? 4 Jahre  
nach Inkrafttreten 

5 Jahre  
nach Inkrafttreten 

Entfällt

Finanzsektor  
erfasst? 

Ja Nein (nur „Opt-In“) Ja 

Was müssen  
Unternehmen  
kontrollieren? 

Eigene Tätigkeiten

Tochterunternehmen 

„etablierte Geschäftsbezie-
hungen“ (vorgelagerte und 
nachgelagerte  
Wertschöpfungskette)

Eigene Tätigkeiten 

Tochterunternehmen

„Aktivitätskette“ (nachgela-
gerte Wertschöpfungsket-
te nur eingeschränkt) 

Eigene Tätigkeiten 

Tochterunternehmen 

Wertschöpfungskette 

(vor- und nachgelagerter 
Teil inkl. Verkauf, Vertrieb, 
Transport, Lagerung und 
Abfallbewirtschaftung)

Müssen Stake-
holder einbezogen 
werden?

Nicht zwingend Nicht zwingend Ja, zwingend 

Zivilrechtliche  
Haftung des  
Unternehmens? 

Ja, aber  
Rechte der Betroffenen 
nicht geregelt 

Ja, aber  
Rechte der Betroffenen 
nicht geregelt 

Ja, und einige Rechte der 
Betroffenen geregelt: lan-
ge Verjährungsfrist (mind. 
10 Jahre) Verbandsklagen, 
einstweilige Verfügungen 

Klimaschutz Nicht Gegenstand der 
Sorgfaltspflicht 

Nicht Gegenstand der 
Sorgfaltspflicht

Gegenstand der Sorgfalts-
pflicht 

Rolle von  
Zertifizierern/ 
Auditoren

Überprüfung von 
Vertragsklauseln,  
ohne strenge Regeln 

Überprüfung von 
Vertragsklauseln,  
ohne strenge Regeln 

Überprüfung von  
Vertragsklauseln, aber mit 
strengen Regeln

Tabelle: eigene Darstellung 

Gerechtigkeit geht alle an: EU-Parlament will ambitioniertes EU-Lieferkettengesetz
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haben bisher in vielen Fällen11 keinen Erfolg. 

Die Umkehr der Beweislast zugunsten der 

Betroffenen ist eine wichtige Anforderung an 

ein wirksames EU-Lieferkettengesetz, damit 

Betroffene in Zukunft ihr Recht durchset-

zen können. Leider fehlt dieser Punkt in der 

EP-Position. 

Bei den Strafen schärft das EP allerdings 

deutlich nach: Es will bei Verstößen ge-

gen das EU-Lieferkettengesetz finanzielle 

Höchststrafen von mindestens 5 % des 

weltweiten Jahresumsatzes des Unterneh-

mens und ein „Naming and Shaming“ von 

Unternehmen, gegen die eine Strafe ver-

hängt wird (Veröffentlichung durch die Be-

hörden). Weiters fordert das EP den Aus-

schluss von Produkten vom EU-Binnen-

markt bzw. vom Export sowie in bestimmten 

Fällen einen Ausschluss von der öffentlichen 

Auftragsvergabe. Das EP schärft auch in ei-

nigen anderen Punkten nach. Im Folgenden 

wird auf die vom EP geforderte Verpflichtung 

der Unternehmen zum Klimaschutz und die 

Rolle von Zertifizierungen im EU-Lieferket-

tengesetz eingegangen. 

EP will Unternehmen beim 
Klimaschutz in die Pflicht nehmen 

Im Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, 

dass Unternehmen einen Plan zur Eindäm-

mung des Klimawandels festlegen müssen. 

Anders als bei Menschenrechten und Um-

weltschutz werden Unternehmen beim Kli-

maschutz aber nicht zur Sorgfalt verpflich-

tet. Das ist ein großer Schwachpunkt, denn 

Unternehmen werden im Kommissionsvor-

schlag nicht verbindlich verpflichtet, nega-

tive Auswirkungen auf die Erderwärmung zu 

vermeiden bzw. minimieren. Das EP bessert 

hier nach, indem es konkrete Anforderungen 

an den Plan stellt (Emissionsreduktions-

ziele für die scopes 1, 2 und 312 bis 2030 

respektive 2050) sowie den Klimaschutz als 

Gegenstand der Sorgfaltspflicht und mögli-

chen Haftungsfall definiert. Das EP fordert 

außerdem, dass der variable Anteil der Vor-

standsvergütung bei Unternehmen ab 1.000 

Beschäftigten an den Plan gekoppelt wer-

den soll.  

EP will strenge Regeln für Audits 
und Zertifizierungen 

Im Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, 

dass Unternehmen vertragliche Zusicherun-

gen von ihren direkten Geschäftspartnern 

(und diese wiederum von ihren Geschäfts-

partnern) einholen können hinsichtlich der 

Achtung von Menschenrechten und Um-

weltschutz. Ob die zugesicherten Standards 

tatsächlich eingehalten werden, muss laut 

Kommissionsvorschlag überprüft werden, 

Gerechtigkeit geht alle an: EU-Parlament will ambitioniertes EU-Lieferkettengesetz

Gerechtigkeit geht alle an: Angesichts des Beginns der  

Trilog-Verhandlungen befindet sich der Legislativprozess 

nun in der entscheidenden Phase. Über 90%11 der österrei-

chischen Bevölkerung begrüßen das Lieferkettengesetz. 

ÖGB und AK unterstützen gemeinsam mit über  

100 NGOs die europaweite Kampagne „Gerechtigkeit  

geht alle an“ (Justice Is Everybody´s Business) für ein  

wirksames EU-Lieferkettengesetz. 

Auf der Website gibt es die Möglichkeit, eine Petition zu 

unterstützen und noch viele weitere Aktionen. Jetzt ist ein 
guter Zeitpunkt, um gemeinsam den Druck zu erhöhen! 

Hier geht’s zur Website der Kampagne: 

↗ justice-business.org/de/startseite/

Das EU-Par-
lament will 

Unternehmen 
zur Reduktion 

von Emissionen 
entlang der 
Wertschöp-
fungskette 

verpflichten. 

justice-business.org/de/startseite/
https://justice-business.org/de/startseite/
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z.B. durch „geeignete Industrieinitiativen“ 

oder „unabhängige Dritte“. Wurde eine 

Überprüfung durchgeführt und tritt dennoch 

ein Schaden in der Sphäre eines indirekten 

Geschäftspartners ein, so soll das Unter-

nehmen laut Kommission von der Haftung 

befreit sein. Dieser Vorschlag wurde von 

vielen Akteuren, die sich für ein wirksames 

Lieferkettengesetz einsetzen, stark kritisiert. 

In der Vergangenheit sind entlang der glo-

balen Wertschöpfungsketten von Unterneh-

men Menschen und die Natur trotz Audits 

und Zertifikaten viel zu häufig zu Schaden 

gekommen. Der Kik-Zulieferer Ali Enterpri-

ses in Pakistan hatte, kurz bevor im Jahr 

2012 bei einem Fabrikbrand 258 Arbeiter:in-

nen starben, ein Zertifikat nach einem Sozi-

alaudit erhalten.13 Für den Staudamm einer 

Eisenerzmine in Brumadinho, Brasilien, der 

2019 brach und zum Tod von mindestens 

270 Menschen führte, war kurz zuvor vom 

Prüfkonzern TÜV-Süd ein Sicherheitszerti-

fikat ausgestellt worden.14 Diese Beispiele 

zeigen, dass Audits und Zertifikate Sorg-

faltsmaßnahmen für Menschenrechte und 

Umwelt nicht ersetzen können.

Das EP fordert, dass im EU-Lieferkettenge-

setz ausdrücklich festgehalten wird, dass 

die Verantwortung für die Durchführung 

von Sorgfaltsmaßnahmen beim Unterneh-

men bleibt, auch wenn das Unternehmen 

Vertragsklauseln mit Geschäftspartnern 

vereinbart. Unabhängige Dritte können laut 

EP einzelne Aspekte der Sorgfaltspflicht 

überprüfen, wobei das Unternehmen wei-

terhin für Schäden haftbar bleiben soll. Für 

die Überprüfung sollen nur bestimmte Ak-

teure in Frage kommen, z.B. unabhängige, 

staatlich zugelassene bzw. akkreditierte 

Jahresabschlussprüfer, die frei von Interes-

senkonflikten sein müssen und Erfahrung 

und Kompetenz in Umwelt-, Klima- und 

Menschenrechtsfragen vorweisen sowie 

hinsichtlich der Qualität und Zuverlässigkeit 

der Prüfung oder Bewertung rechenschafts-

pflichtig sein müssen. 

Sarah Bruckner, Referentin in der  
Abteilung EU und Internationales der AK Wien 

sarah.bruckner@akwien.at 

1 Siehe dazu den Artikel in dieser Ausgabe des EU-Infobriefs. 
2 https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52022PC0071, 7.6.2023. 
3 https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2022/12/01/council-adopts-position-on-due-diligence-rules-for-large-com-

panies/, 7.6.2023.
4 Österreich hat die Allgemeine Ausrichtung des Rates bedauerlicher Weise nicht unterstützt https://orf.at/stories/3296071/, 7.6.2023.
5 https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2023-0209_DE.html, 7.6.2023.
6 https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/PV-9-2023-06-01-RCV_FR.pdf, 7.6.2023.
7 https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/A-9-2023-0184_DE.html, 7.6.2023.
8 https://www.europarl.europa.eu/cmsdata/268653/2023.04.25_RCV_EN.pdf, 7.6.2023.
9 https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/A-9-2023-0184_EN.html?redirect, 7.6.2023.
10 https://awblog.at/eu-lieferkettengesetz-vor-der-abstimmung/, 7.6.2023.
11 https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2019/603475/EXPO_STU(2019)603475_EN.pdf, 7.6.2023. 
12 Scope 1 – direkte Emissionen des Unternehmens, Scope 2 - indirekte Emissionen aus eingekaufter Energie, Scope 3 – indirekte Emissi-

onen entlang der Wertschöpfungskette. 
13 https://www.ecchr.eu/pressemitteilung/families-affected-by-ali-enterprises-factory-fire-still-have-not-seen-full-justice/, 7.6.2023.
14 https://www.ecchr.eu/fall/das-geschaeft-mit-der-sicherheit-die-rolle-von-tuev-sued-beim-brumadinho-dammbruch-in-brasilien/, 

7.6.2023. 
15 https://awblog.at/fast-fashion-als-klimakiller/, 7.6.2023. 
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EditoriAl 

Seit nunmehr vier Monaten begleiten uns die hässlichen Bilder über das 
unfassbare Leid, das Wladimir Putins Armee über die ukrainische Be-
völkerung bringt. Die Welt ist seither eine andere geworden und ein Ende 

des Krieges ist derzeit nicht absehbar. Sichtbar geworden sind allerdings 

massive Verwerfungen in der Weltwirtschaft, die der Krieg mit sich bringt, 

und denen sich zwei Beiträge in dieser Ausgabe widmen.

An den Beginn dieses Infobriefs stellen wir allerdings die Analyse des lange 

erwarteten Vorschlags der EU-Kommission zu einem Lieferkettengesetz, das 

von Gewerkschaften und zivilgesellschaftlichen Organisationen jahrelang 

gefordert worden war. Auch in dieser Ausgabe thematisieren zwei Beiträge 

unterschiedliche EU-Vorhaben zur Bewältigung der Klimakatastrophe: diese 

sind einerseits der geplante EU-Klimazoll (CO2-Grenzausgleichsmechanis-

mus) und andererseits ein neues Paket zur Förderung der Kreislaufwirtschaft. 

Darüber hinaus erfahren Sie, was die EU-Kommission Österreich im Rah-

men der wirtschaftspolitischen Steuerung empfiehlt. Im Mittelpunkt eines 

weiteren Beitrags steht der Wahlmarathon in Europa, der die politische 

Landschaft auf EU-Ebene wesentlich beeinflusst. Zwei Buchbesprechun-

gen runden diesen Infobrief ab: während die erste die Hintergründe des wirt-

schaftlichen Aufstiegs Chinas nachzeichnet, beschäftigt sich die zweite mit 

der umkämpften EU-Arbeitspolitik in der Eurokrise. 

Wir wünschen eine inspirierende Lektüre!

Die Redaktion

infobrief
eu & international

imprEssum: 
Herausgeberin und Medieninhaberin Kammer für Arbeiter und Angestellte für Wien, 1040 Wien, Prinz Eugen Strasse 20-22,  
Telefon +43 1 501 650  · Offenlegung gem § 25 des Mediengesetzes siehe wien.arbeiterkammer.at/offenlegung · Zulassungsnummer 
AK Wien 02Z34648 M · Redaktion Frank Ey, Monika Feigl-Heihs, Miriam Frauenlob, Lukas Oberndorfer, Oliver Prausmüller, Norbert 
Templ, Valentin Wedl, Julia Wegerer · Grafik Julia Stern · Verlags- und Herstellungsort Wien · Erscheinungsweise 4 Mal jährlich · ISSN 
2409-028X · Blattlinie Die Meinungen der AutorInnen · Kostenlose Bestellung unter http://wien.arbeiterkammer.at/euinfobrief

schreiben sie uns ihre meinung, Wünsche, Anregungen und Kritik an eu@akwien.at 
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